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Gender Budgeting 

Rechtliche Grundlagen

Zentrale Grundlage für Gender-Budgeting ist die Österreichische Bundesverfassung. Hier sind die Verpflichtung zur Gleichstellung von Frauen und Männern und das Diskriminierungsverbot festgeschrieben (Art. 7, Abs. 2 B–VG). Gender-Budgeting kann als Instrument für die Umsetzung dieser rechtlichen Vorgabe betrachtet werden, da mit der Anwendung eine Einschätzung über die Ressourcenverteilung der öffentlichen Haushalte und damit auch der Gleichstellungseffekte des staatlichen Handelns ermöglicht wird.

Mit der mit 01.01.2009 in Kraft getretenen Haushaltsrechtsreform ist Gender-Budgeting erstmals im österreichischen Bundesverfassungsgesetz (Art. 13, Abs. 2) verankert: „Bund, Länder und Gemeinden haben bei der Haushaltsführung die tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Männern anzustreben.“

Gender Budgeting kann als Instrument für die Umsetzung der rechtlichen Vorgabe bzw. für die angeführte Erreichung dieser Staatszielbestimmung betrachtet werden, da mit der Anwendung von Gender Budgeting eine Einschätzung über die Ressourcenverteilung der öffentlichen Haushalte und damit auch der Gleichstellungseffekt des staatlichen Handelns ermöglicht wird.

Tirol

Mit Regierungsbeschluss vom Oktober 2001 hat die Tiroler Landesregierung die Strategie des Gender-Mainstreaming als Leitziel in der Landesverwaltung verankert. Gender Budgeting versteht sich als Teilaspekt bzw. Teilstrategie von Gender Mainstreaming.

Erlass Nr. 11: Gender Mainstreaming; Gender Budgeting – Förderrichtlinien Individualförderung

Bei der Erlassung von neuen Richtlinien bzw. Änderungen von bestehenden Richtlinien betreffend Individualförderung sind die Ziele von Gender Mainstreaming bzw. die Ansätze von Gender Budgeting umzusetzen. Dazu soll künftig bei allen neuen Richtlinien/Änderung von Richtlinien das diesem Erlass als Anlage beigeschlossene „Erhebungsblatt Individualförderung“ als Teil der Förderrichtlinien von der Landesregierung mitbeschlossen werden.

Erlass Nr. 11a: Prüfung von Förderrichtlinien im Hinblick auf Antidiskriminierung

Bei der Erstellung von Regierungsanträgen zur Beschlussfassung von Förderrichtlinien ist künftig in der Begründung zum Regierungsantrag auch die Gleichstellungs-Relevanz (= Einschätzung der zu erwartenden Auswirkungen auf Frauen und Männer) sowie der Gender Budgeting Ansatz (Einschätzung der Ressourcenverteilung auf Frauen und Männer und damit verbundene Gleichstellungsziele) darzulegen.

Allgemeine Richtlinie des Landes Tirol für Förderungen aus Landesmitteln
(laut Beschluss der Tiroler Landesregierung vom 15.10.2013)
II.8. Die Vorgaben der Antidiskriminierung, des Gender-Mainstreaming und des Gender-Budgeting sowie die Nachhaltigkeit sind zu beachten.

· Pilotprojekte:

SG Arbeitsmarktförderung: Arbeitsmarktförderungen

Durchführung von 7 Pilotprojekten in den Abteilungen Organisation und Personal, JUFF, Repräsentationswesen, Kultur, Jugendwohlfahrt, Wohnbauförderung und Landessanitätsdirektion am Beispiel  je einer Individualförderung

Berichte:

www.tirol.gv.at/fileadmin/www.tirol.gv.at/themen/gesellschaft-und-soziales/frauen/downloads/Gender-Budgeting-Bericht-Land-2011.PDF
